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Behandelte Gebiete:

Werklieferungsvertrag, §§ 651, 433 BGB; Verzögerungsschaden, §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB; Entbehrlichkeit der Mahnung gem. § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB; Schadensersatz statt der Leistung gem. §§ 280 Abs. 1, Abs.3, 281 BGB; Rücktrittsrecht gem. § 323 BGB; Aufrechnung, § 387 BGB; Ersatz von Betriebsausfallschäden
I.
U könnte gegen H einen Anspruch auf Lieferung der Maschine gem. §§ 651 S. 1, 433 Abs. 1, S. 1 BGB haben.
1.
Dann müsste zwischen U und H ein Werklieferungsvertrag bestehen. 


Nach dem Sachverhalt wurde zwischen U und H ein Werklieferungsvertrag geschlossen. Die für den Werklieferungsvertrag spezifische Verpflichtung zur Lieferung einer herzustellenden beweglichen Sache gegen Entgelt ist Vertragsgegenstand.
2.
Weiterhin müsste ein fälliger durchsetzbarer Anspruch des U bestehen. 


Die Fälligkeit des Anspruchs bestimmt sich nach der Leistungszeit. Sie ist gegeben, wenn der Gläubiger eine Leistung zu fordern berechtigt ist. 

Zwischen U und H war vereinbart, dass die Lieferung der Maschine 10 Wochen nach Bestellung erfolgen sollte. Nach Ablauf der 10 Wochen war U somit berechtigt, die Leistung zu fordern. Der Anspruch auf Lieferung der Maschine ist fällig.

3.
Der fällige Anspruch muss durchsetzbar sein. Dies ist der Fall, wenn dem Anspruch keine Einreden entgegen gehalten werden können.


H könnte die Einrede des nicht erfüllten Vertrages, § 320 BGB erheben, denn U ist nach Ablieferung der Maschine zur Zahlung verpflichtet. Es ist davon auszugehen, dass U in der Lage und bereit ist zu zahlen, so dass H nicht die Einrede gem. § 320 BGB erheben kann. 

Ergebnis:
U hat gegen H einen Anspruch auf Lieferung der Maschine gem. §§ 651 S. 1 433 Abs. 1 BGB
II.
U könnte gegen H einen Anspruch auf Ersatz des Verzögerungsschadens gem. §§ 280 Abs. 1 und 2, 286 BGB haben.

1.
Ein Schuldverhältnis liegt hier in Form eines Werklieferungsvertrages vor. 
2.
U hat gegen H einen fälligen, durchsetzbaren Anspruch auf Lieferung der Maschine. 
3.
Der fällige Anspruch ist auch durchsetzbar. H kann dem Anspruch keine Einreden entgegenhalten. 
4.
Gemäß § 286 Abs. 1. S. 2 BGB muss der Gläubiger den Schuldner für den Eintritt des Verzuges grundsätzlich mahnen.


Mahnung ist die an den Schuldner gerichtete Aufforderung des Gläubigers, die geschuldete Leistung zu erbringen.


Nach Eintritt der Fälligkeit hat der U den H erst 20 Tage nach dem berechneten Lieferdatum zur Leistung aufgefordert. H hat nicht geleistet. Er könnte daher nach 20 Tagen ggf. noch verlängert um eine angemessene Leistungsfrist, in Verzug geraten sein.

Die Mahnung könnte jedoch entbehrlich sein, so dass auch für einen früheren Zeitpunkt Verzugseintritt in betracht kommt.

Hier könnte die Mahnung entweder gem. § 286 Abs. 2 Nr. 1 oder gem. § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB entbehrlich sein.

a)
Gem. § 286 Abs. 2 Nr. 1 BGB ist eine Mahnung entbehrlich, wenn für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist. Als Leistungszeit muss dafür unmittelbar oder mittelbar ein bestimmter Kalendertag festgelegt sein (s. RGZ 103, 34; BGH WM 1971, 615).

Fraglich ist, ob die Vereinbarung „ 10 Wochen nach Bestellung“ dafür ausreichend ist.  Bei einer derartigen Vereinbarung ist die Leistungszeit jedenfalls mittelbar nach dem Kalender bestimmt, weil das Lieferdatum mit 10 Wochen ab dem Bestelldatum kalendermäßig festgelegt ist (vgl. BGH NJW 1992, 1628, 1629 zu der Regelung „14 Tage ab Bestellung“ m.w.N.).
Diese großzügige Auslegung stammt aus der Zeit, als ein Verzug durch einen nur berechenbaren Leistungszeitpunkt nicht begründet werden konnte. Möglich wäre daher auch eine enge Auslegung des § 286 Abs. 2 Nr. 1 BGB.
Diese Leistungsfrist wurde auch nicht einseitig von U bestimmt, sondern der Leistungstermin wurde vertraglich vereinbart.
b)
Eine Mahnung könnte bei enger Auslegung des § 286 Abs. 2 Nr. 1 BGB auch gem. § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB entbehrlich sein. Gem. § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB ist eine Mahnung entbehrlich, wenn der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und die Leistungszeit von dem Ereignis ab nach dem Kalender berechenbar ist. 
Die Regelung knüpft an § 284 Abs. 2 S. 2 BGB a.F. an, ersetzt aber das Wort „Kündigung“ durch das Wort „Ereignis“ und beseitigt somit die Privilegierung der Kündigung, für die es keinen überzeugenden Sachgründe gab.


Hier hatte der Leistung als „ Ereignis“ die Bestellung durch U vorauszugehen. Vom Tage der Bestellung war die Leistungszeit von 10 Wochen nach dem Kalender bestimmbar.


Die Leistungszeit wurde nicht einseitig bestimmt, sondern der Leistungstermin wurde vertraglich vereinbart. 

§ 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB verlangt weiterhin eine „angemessene“ Zeit. Bei einer vereinbarten Lieferung 10 Wochen nach Bestellung ist von einer angemessenen Zeit auszugehen. 

Hinweis:
Die Entbehrlichkeit der Mahnung kam hier nach Nr. 1 oder nach Nr. 2 in betracht. Jedenfalls eine der beiden Möglichkeiten war weit auszulegen, so dass sie zur Anwendung gelangte. 
Hinweis:
Beim Zahlungsverzug zwischen Unternehmen ist die Regelung „angemessen“ nicht mit Art. 1 Abs. 1 der Zahlungverzugsrichtlinie zu vereinbaren und daher nach h.M. unbeachtlich.
5.
Der Schuldner gerät in Verzug, wenn er trotz Fälligkeit und Mahnung (bzw. bei Entbehrlichkeit der Mahnung ohne dieselbe) nicht leistet.


H hat zum vereinbarten Fälligkeitszeitpunkt (10 Wochen nach Bestellung) die Maschine nicht an U geliefert. 

6.
Gemäß § 286 Abs. 4 BGB kommt der Schuldner nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. 


Der Sachverhalt enthält keine Angaben, die auf ein Nichtvertretenmüssen des H hindeuten. H hat daher die Nichtleistung gem. § 284 Abs. 4 BGB zu vertreten.

Zwischenergebnis:
H befand sich daher schon ab dem Zeitpunkt der vereinbarten Leistung (10 Wochen nach Bestellung) in Verzug mit der Leistung.

7.
Rechtsfolge des Verzuges ist der Ersatz des durch den Verzug entstandenen Schadens. 


U hat in den 30 Tagen zwischen dem errechneten Lieferzeitpunkt und der Abgabe seiner alten Maschine einen Schaden von € 500,- täglich, d.h. € 15.000,- erlitten. Ab dem 31. Tag beträgt der Schaden € 5000,- täglich. Damit beträgt der durch den Verzug entstandene Schaden des U mindestens € 20.000,- für jeden weiteren Tag, an dem die Maschine nicht geliefert wird, erhöht sich der Schaden um weitere € 5000,-. 

Ergebnis:
U hat gegen H einen Anspruch auf Ersatz des Verzögerungsschadens gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB in Höhe von € 20.000,- zuzüglich jeweils weiterer € 5.000,- täglich bis zur Lieferung der Maschine.
III.
U könnte gegen H einen Anspruch auf Schadensersatz statt der ganzen Leistung (großer Schadensersatz) gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 281 BGB haben.
1.
Zwischen U und H besteht ein Schuldverhältnis in Form des Werklieferungsvertrages.
2.
Ein fälliger durchsetzbarer Anspruch des U auf Lieferung der Maschine besteht (s.o.).

3.
H hat die Leistung nicht erbracht.

4.
U müsste dem H eine angemessene Frist zur Leistung gesetzt haben, § 281 Abs. 1 S. 1 BGB. 

U hat den H 20 Tage nach dem vereinbarten Liefertermin abgemahnt und ihm eine Frist zur Lieferung der Maschine von 10 Tagen gesetzt.


Fraglich ist, ob die 10-Tagesfrist angemessen war. Die Angemessenheit der Frist bestimmt sich nach den Umständen des konkreten Vertrages, wobei die Interessen beider Vertragsparteien zu berücksichtigen sind.


Die Lieferung der Maschine sollte 10 Wochen nach Bestellung erfolgen. 20 Tage nach dem vereinbarten Liefertermin hat der U dem H eine Frist von 10 Tagen gesetzt. Insgesamt hätte H damit 30 Tage mehr (d.h. 4 Wochen) Zeit für die Lieferung gehabt. In Anbetracht der Tatsache, dass U nach Ablauf der von ihm gesetzten Frist seine eigene alte Maschine abliefern musste, ist die von ihm gesetzte 10tägige Frist angemessen und wird den Interessen beider Parteien gerecht.
5.
Gem. § 281 BGB müsste die Frist erfolglos gesetzt worden sein.


H reagierte auf die Fristsetzung seitens des U nicht und lieferte innerhalb der Frist auch die Maschine nicht. Die Fristsetzung erfolgte damit erfolglos.

6.
H hat sich nicht entlastet, so dass von einem Verschulden auszugehen ist, § 280 Abs.1 S. 2 BGB.

7.
Gem. § 281 Abs. 1 S. 3 BGB darf die Pflichtverletzung beim Schadensersatz statt der ganzen Leistung nicht unerheblich sein. Hier wird überhaupt nicht geleistet, weshalb dieser Fall schon nicht unter § 281 Abs. 1 S. 3 BGB fällt, wo eine Schlechtleistung vorausgesetzt wird.
8.
Gem. § 281 Abs. 4 BGB (Rückschluss) erlischt der Erfüllungsanspruch zunächst nicht automatisch. Er erlischt gem. § 281 Abs. 4 BGB, wenn der Gläubiger statt der Leistung Schadensersatz verlangt hat.
Für den Schadensersatz  ist der Gläubiger so zu stellen, wie er bei ordnungsgemäßer Erfüllung gestanden hätte. Der Schaden besteht in der Differenz zwischen der Vermögenslage bei ordnungsgemäßer Erfüllung und der tatsächlichen Vermögenslage.


Bei ordnungsgemäßer Erfüllung hätte U innerhalb von 10 Wochen nach Bestellung die Maschine für € 1 Mio erhalten. Dafür hätte er noch den Restkaufpreis von € 800.000,- zahlen müssen. 

Aufgrund der Nichtleistung des H ist dem U zunächst der Verzögerungsschaden für 30 Tage in Höhe von € 500,-, mithin € 15.000,- entstanden. Weiterhin kann U erst innerhalb von 14 weiteren Tagen eine gleichwertige Maschine erhalten. Während dieser 14 Tage entsteht ihm ein weiterer Schaden in Höhe von € 70.000 (14 Tage a € 5.000). 
Hinweis:
Gut vertretbar ist auch, von einem Schaden in Höhe von jeweils € 5000,- für insgesamt 15 Tage auszugehen, wenn man die 14tägige Lieferfrist für die andere Maschine nicht unter Anrechnung des 31. Tages berechnet hat.
Weiterhin ist die Ersatzmaschine € 200.000,- teurer. Schließlich kann er die bereits geleistete Anzahlung von € 200.000,- zurückfordern. Insgesamt beläuft sich der Schaden des U somit auf € 485.000,-. 

Ergebnis:
Bei einem entsprechenden Verlangen hat U gegen H einen Anspruch auf Schadensersatz statt der ganzen Leistung gem. § 280 Abs. 1, Abs. 3, 281 BGB in Höhe von € 485.000,-. 

IV.
U könnte gegen H einen Anspruch auf Rückzahlung der von ihm bereits geleisteten € 200.000,- gem. §§ 323 Abs. 1, 346 Abs. 1 BGB haben
1.Hinweis:
Wer von einer Nutzung des Geldes durch H mit entsprechenden Erträgen ausgeht (noch vertretbar), muss zusätzlich § 346 Abs. 1 S. 2 BGB für diese Nutzungen heranziehen 
2. Hinweis:
§ 325 BGB erlaubt Schadensersatz und Rücktritt nebeneinander. Schadensersatz statt der ganzen Leistung und Rücktritt schließen sich jedoch denkgesetzlich aus 
1.
Ein gegenseitiger Vertrag zwischen U und H besteht hier in Form eines Werklieferungsvertrages.
2.
U hat gegen H einen fälligen durchsetzbaren Anspruch auf Lieferung der Maschine (s.o.).

3.
H hat die Leistung nicht erbracht.

4.
Gem. § 323 Abs. 1 BGB müsste der U dem H eine Frist zur Leistung gesetzt haben. U hat dem H hier eine Frist von 10 Tage zur Lieferung der Maschine gesetzt. 

5.
Diese Frist ist verstrichen ohne dass der H die Maschine geliefert hätte.

6.
Der Rücktritt dürfte nicht gem. § 323 Abs. 6 BGB ausgeschlossen sein. Dies wäre der Fall, wenn der Gläubiger für den Umstand, der ihn zum Rücktritt berechtigen würde, allein oder weit überwiegend verantwortlich wäre. Dafür bestehen jedoch keine Anhaltspunkte.


Weiterhin ist der Rücktrittsgrund auch nicht während des Annahmeverzuges des Gläubigers eingetreten, § 323 Abs. 6 2. Alt BGB, so dass der Rücktritt insgesamt nicht gem. § 323 Abs. 6 BGB ausgeschlossen ist. § 323 Abs. 5 S. 2 BGB bedarf in den Fällen der Nichtleistung keiner Erörterung.
7.
U müsste den Rücktritt erklären, § 349 BGB.


U hat den Rücktritt noch nicht erklärt, kann dies aber jederzeit noch nachholen.

8.
Mit der Rücktrittserklärung erlöschen die beiderseitigen Erfüllungsansprüche. Der Vertrag wandelt sich in ein Rückgewährschuldverhältnis um wonach die beiderseits bereits erbrachten Leistungen zurückzugewähren sind. Hier hat nur U an H eine Leistung in Form der Anzahlung in Höhe von € 200.000,- erbracht. Realitätsnah wird dies durch bargeldlose Zahlung geschehen sein. Diese Leistung durch Kontogutschrift kann nicht zurückgewährt werden, weshalb § 346 Abs. 2 Nr. 1 BGB zu beachten ist. Diese € 200.000,- hat H an U zurückzuzahlen.

Hinweis:
Die §§ 348, 320, 322 BGB spielen hier, da nur einer geleistet hat, keine Rolle.
Ergebnis:
Nach einem erklärten Rücktritt hat U gegen H einen Anspruch auf Rückzahlung der bereits von ihm geleisteten € 200.000,-. gem. §§ 323 Abs.  1, 346 Abs.1, 349 BGB.
V.

U könnte gegen H einen Anspruch auf Schadensersatz statt der Leitung gem. §§ 651 S. 1, 437 Nr. 3, 280 Abs.1, Abs. 3, 281 BGB haben 
Die Voraussetzungen des Schadensersatzanspruchs liegen vor (s.o.). H muss dem U den Schaden ersetzen, der diesem infolge des Betriebsausfalles entstanden ist (s.o.). Dieser beläuft sich auf € 15.000 (20 Tage a € 500,-) sowie weiterer 70.000,- (14 Tage a € 5.000,-) bis zur Lieferung einer anderen Maschine, somit € 85.000,-. Dieser Anspruch besteht gem. § 325 BGB neben dem Rückzahlungsanspruch nach Rücktritt.
Gesamtergebnis des Grundfalles:

1.
U hat gegen H einen Anspruch auf Ersatz des Verzögerungsschadens gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB in Höhe von € 20.000,- zuzüglich weiterer € 5.000,- für jeden weiteren Tag bis zur Lieferung der Maschine.

2.
Alternativ hat U gegen H einen Anspruch auf Schadensersatz statt der ganzen Leistung gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 281 BGB in Höhe von € 485.000,-.

3.
U kann auch vom Kaufvertrag zurücktreten. Dann hat er einen Anspruch auf Rückzahlung der bereits von ihm geleisteten € 200.000,- gem. §§ 323 Abs. 1, 346 Abs. 1, 349 BGB. Gleichzeitig kann er einen Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 281 BGB (€ 285.000,-) geltend machen.
Dem U ist zu raten, von H Schadensersatz statt der ganzen Leistung zu verlangen oder vom Werklieferungsvertrag zurückzutreten und Schadensersatz statt der Leistung zu verlangen. Ihm ist nicht zu empfehlen, lediglich den Verzögerungsschaden geltend zu machen. Aufgrund der Tatsache, dass H sich weder im Zeitpunkt der Fälligkeit noch auf die Mahnung und Fristsetzung des U gemeldet hat, ist ungewiss, ob und wann dieser überhaupt die Maschine liefern würde. Durch die Möglichkeit, eine gleichwertige Maschine von einem anderen Hersteller innerhalb von 14 Tagen zu erhalten, kann U sein Risiko nicht produzieren zu können, auf diese Zeitspanne begrenzen. 
Hinweis:
Rücktritt und kleiner Schadensersatz entsprechen zusammen dem großen Schadensersatz. Trotzdem wird häufig die Kombination der ersten beiden bevorzugt, da man sich dann noch Zeit mit der Schadensberechnung lassen kann.
Abwandlung:

I.
H könnte gegen U einen Anspruch auf Zahlung des Restkaufpreises in Höhe von € 800.000,- gem. §§ 651 S. 1, 433 Abs. 2 BGB haben.
1.
Zwischen den Parteien wurde ein wirksamer Werklieferungsvertrag, §§ 651 S. 1, 433 BGB geschlossen.

2.
H hat inzwischen seine Verpflichtung, dem U eine von ihm herzustellende Maschine zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu beschaffen, erfüllt, §§ 651 S. 1, 433 Abs. 1 S. 1 BGB. Weiterhin ist auch die Verpflichtung, eine Sache, welche frei von Rechts- und Sachmängeln ist zu übereignen, erfüllt, §§ 651 S. 1, 433 Abs. 1 S. 2 BGB.

3.
Damit ist der Anspruch auf Zahlung des Restkaufpreises wirksam entstanden.

4.
Fraglich ist, ob U mit eventuellen Schadensersatzansprüchen gegen die Forderung des H aufrechnen, § 387 BGB, kann.
a)
Dann müsste zunächst eine Aufrechnungslage bestehen. U müsste einen fälligen, durchsetzbaren Anspruch gegen U haben.
aa)

Wie bereits zuvor geprüft (s.o.) hat U gegen H gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB einen Anspruch auf Ersatz des Verzögerungsschadens für die Zeit vom errechneten Lieferdatum bis zum 30. Tag danach in Höhe von € 500,- täglich, mithin € 15.000,-.

ab) Weiterhin könnte U gegen H einen Anspruch auf Ersatz des Betriebsausfallschadens für die Zeit vom 31. bis 33. Tag in Höhe von € 5.000,- täglich, mithin weiterer € 15.000,- haben.

Dieser Schadensersatz könnte entweder aus §§ 280, 281 BGB (dann Schadensersatz erst nach Fristablauf), aus §§ 280, 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB (dann hängt der Schadensersatz davon ab, ob der alte Verzug noch besteht) oder nur gem. § 280 Abs. 1 BGB abgeleitet werden.

(1)
Der Anspruch auf Ersatz des Betriebsausfallschadens könnte sich aus §§ 437 Nr. 3, 280 Abs. 1 u.2, 286 BGB ergeben (so die wohl h.L vgl. z.B. Palandt/Putzo, § 437 BGB, Rdn. 36; AnwKomm/Dauner-Lieb, § 280 BGB, Rdn. 62; AnwKomm/Büdenbender, § 437 BGB, Rdn. 25; Gursky, SchuldR Bes. Teil, 4. Aufl. 2002, S. 33 ff.)

An das Vorliegen eines Verzögerungsschadens könnte man denken, weil H nach der Mahnung des U am 30. Tag eine äußerlich fertige, aber nicht einsetzbare Maschine geliefert hat. 
Aus der Gesetzesbegründung (BT-Dr 14/6040, S. 225) ergibt sich jedoch, dass jeder Schaden, der durch die Lieferung einer mangelhaften Sache entsteht, bereits über § 280 Abs. 1 BGB abgewickelt werden soll und nicht nach den Verzugsregeln. 

Dieser Ansicht wird teilweise entgegengehalten, dass hierin ein Wertungsbruch enthalten sein könne. Ein Verkäufer, der gar nicht leiste, stünde dann schadensersatzrechtlich wegen § 286 Abs. 1 BGB besser da, als ein Verkäufer, der immerhin leiste, wenn er auch eine mangelhafte Leistung erbringe (vgl. Schubel, JuS 2002, 3313 ff (319). 

Diese Argumentation vermag jedoch nicht zu überzeugen, denn es geht um die Verletzung verschiedener Pflichten: Der schlechtleistende Verkäufer wird nicht trotz der Erfüllung seiner Verpflichtung zur termingerechten Leistung „bestraft“, sondern wegen der Verletzung zur mangelfreien Lieferung (so Schubel aaO). Der Schaden geht nicht auf eine Verzögerung zurück, sondern er beruht auf einer Schlechtleistung. 

Ein Ersatz des Betriebsausfallschadens gem. §§ 437Nr. 3, 280 Abs. 1 u. 2, 286 BGB kommt daher nicht in Betracht (a.A. mit entsprechender Argumentation gut vertretbar).

(2)
Ein Anspruch auf Ersatz des Betriebsausfallschadens könnte sich aus §§ 280, 281 BGB ergeben. Dann müssten für den Anspruch zusätzlich die Voraussetzungen des § 281 Abs. 1 BGB (erfolgloser Ablauf einer dem Verkäufer angemessenen Frist) vorliegen (so Palandt/Heinrichs, § 281 Rdn. 12; MüKo/Ernst, § 323 Rdn. 88; Jauernig/Vollkommer § 281, Rdn. 7). 

Die Meinungen, die eine weitere Fristsetzung verlangen begründen dies damit, dass der Schuldner das, was unter Fristsetzung von ihm verlangt wurde, zunächst getan hat (hier die Lieferung bis zum 30. Tag). Wäre dann bei Lieferung einer mangelhaften Sache eine weitere Fristsetzung nicht erforderlich, hätte z.B. eine einmalige (ev. auch unverschuldete) Verzögerung einer bestimmten Leistungshandlung zur Folge, dass mit der Fristsetzung durch den Gläubiger dem Schuldner hinsichtlich jeder anderen, mit der Verzögerung nicht zusammenhängenden Vertragswidrigkeit der Schutz des Nachfristerfordernisses entzogen würde (so MüKo/Ernst, § 323 BGB, Rdn. 88).

Die Fristsetzung ist hier durch U zwar erfolgt, H hat jedoch pünktlich zum Ablauf der von U gesetzten Frist die Maschine in einen einwandfreien Zustand versetzt. Fraglich ist, ob dennoch ein Anspruch auf Ersatz des Betriebsausfallschadens bis zum Ablauf der gesetzten Frist besteht.

Eine Fristsetzung ist entbehrlich, wenn kein Fall des § 281 BGB vorliegt, sich der Schadensersatzanspruch also ausschließlich nach § 280 Abs. 1 BGB richten würde. 

Gegen eine nochmalige Fristsetzung spricht u.a. bereits die Gesetzesbegründung. Sie macht darauf aufmerksam, dass dem Käufer durch die mangelhafte Leistung des Verkäufers Schäden an anderen Rechtsgütern als der Kaufsache selbst entstehen können. Die Anspruchsgrundlage für den Ersatz derartiger bilde allein § 280 Abs. 1 BGB; der Verweis des § 280 Abs. 3 auf § 281 Abs. 1 BGB greife hier nicht ein, weil es nicht um Schadensersatz statt der Leistung gehe (BT-Dr 14/6040, S. 225).

Der Schaden beruht auf einer Schlechtleistung und fällt damit unter § 280 Abs. 1 BGB, ist somit ohne Rücksicht auf eine Mahnung zu ersetzen (so auch AnwaltKomm/Dauner-Lieb, § 281 Rdn. 15; Medicus, JuS 2003, S. 521 ff.( S.528) ; Schubel, JuS 2002, 313 ff. ( S. 319); Canaris, ZIP 2003, S. 321 ff. ( S. 325). 

Dafür, dass der Schaden in einem solchen Fall ohne weitere Fristsetzung ersatzfähig sein soll, spricht auch bereits die Interessenlage. Leistet der Schuldner zunächst gar nicht, bemerkt der Gläubiger dies sofort und kann dann unverzüglich mahnen. Wird die Sache pünktlich aber mit einem schadensbringenden Mangel geliefert, bemerkt der Gläubiger dieses häufig erst mit Schadenseintritt. Müsste er dann noch erst mahnen, könnte er den vorher eingetretenen Schaden nicht ersetzt verlangen (vgl. Medicus, JuS 2003, 521ff. (528). 

Eine Fristsetzung ist somit entbehrlich.

(3)
Damit könnte ein Anspruch des U gegen H auf Ersatz des Betriebsausfallschadens gem. §§ 651 S. 1, 437 Nr. 3, 280 Abs. 1 BGB bestehen.

(a)
H hat seine Pflicht, die Maschine frei von Sachmängeln zu liefern, §§ 651 S. 1,  433 Abs. 1 S. 2 BGB, nicht erfüllt.

(b)
H hat sich nicht entlastet, von einem Verschulden gem. § 280 Abs. 1 S. 2 BGB ist daher auszugehen.
(c)
Ein Ausschluss des Schadensersatzanspruchs ist nicht ersichtlich.
(d)
Rechtsfolge ist, dass H dem U den Schaden ersetzen muss, dem dieser aufgrund des Betriebsausfalles entstanden ist. Vom 31. bis zum 33. Tag ist dem U ein Betriebsausfallschaden von € 5.000,-  täglich, insgesamt somit € 15.000,-  entstanden. 

b)

U hat gegen H einen fälligen durchsetzbaren Anspruch in Höhe von insgesamt € 30.000 (€ 15.000,- Verzögerungsschaden, € 15.000,- Betriebsausfallschaden). 

c)

Mit diesem Anspruch kann U die Aufrechnung gegenüber dem Kaufpreisanspruch des H in Höhe von € 800.000,- erklären.

d)

Indem U erklärte, er wolle zahlen, allerdings unter Abzug seines Schadens, will er die Aufrechnung erklären, § 388 BGB. Er muss dies gegenüber der Gegenseite erklären.
e)
Durch die Aufrechnungserklärung des U in Höhe von € 30.000,- ist der Kaufpreisanspruch des H in dieser Höhe erloschen, § 389 BGB.
Ergebnis:
U hat gegen H einen Anspruch auf Zahlung des Restkaufkaufpreises gem. §§ 651 S. 1, 433 Abs. 2 BGB in Höhe von € 770.000,-. 
